
In Bielefeld sollen 260 Interviewer zufällig
ausgewählte Haushalte aufsuchen. Rund
20.000 Bielefelder werden zwischen Mai
und Juli persönlich befragt. Darüber hinaus
müssen alle Bewohner von Gemeinschafts-
unterkünften wie Studentenwohnheimen,
Altersheimen oder Asylunterkünften An-
gaben zu ihren Lebensverhältnissen ma-
chen. Schon seit November werden die
Haus- und Wohnungsbesitzer aufgefordert,
Fragebögen auszufüllen. Insgesamt soll
rund ein Drittel der Menschen im Land mit
der Volkszählung in Berührung kommen.

Zunächst rufen die ›Erhebungsbeauftrag-
ten‹ an, um einen Hausbesuch zu vereinba-
ren. »Man kann die Fragebögen aber auch

Wenn das Brett klemmt
Im Frühling schwärmen die Volkszähler aus. Jeder Zehnte soll Rede und Antwort stehen.
Von Ulrich Zucht

2 Politik Hintergrund

Bürgerarbeit ist nicht freiwillig
In Bielefeld geht das Modellprojekt Bürgerarbeit in seine entscheidende Phase. 
Kritiker sehen darin keine Integration in den ersten Arbeitsmarkt. Von Ulrich Zucht

Seit Mitte Januar gibt es auch in Bielefeld
»Bürgerarbeit«. Arbeitslosengeld-II-Bezie-
her sollen zusätzliche und im öffentlichen
Interesse liegende Arbeiten verrichten. »Die
Bürgerarbeit umfasst 30 Stunden die Wo-
che, die bei gemeinnützigen Trägern und

Beschäftigungsgesellschaften geleistet wer-
den«, sagt Ralph Lauhoff-Baker vom Job-
center ›Arbeitplus‹. Dafür erhalten sie einen
Lohn von 900 Euro brutto. Bis Oktober
sollen 215 weitere Bürgerarbeitsplätze ent-
stehen. Ins mehrstufige Konzept der Bür-
gerarbeit wurden im Vorfeld rund 750
Langzeitarbeitslose einbezogen. In einer so-
genannten Aktivierungsphase seit Juni 2010
erhielten sie zusätzliche Beratung und Qua-
lifizierung, gleichzeitig wurden verstärkte
Anstrengungen um einen Job von ihnen er-
wartet. »Bisher konnten wir schon 232 Per-
sonen in den regulären Arbeitsmarkt ver-
mitteln. 65 in geringfügige Beschäftigung
und 167 in andere Ar beitsverhältnisse.
Durchaus ein Erfolg«, findet Ralph Lau-
hoff-Baker.

Das von der Bundesregierung aufgelegte
Programm soll die ›Ein-Euro-Jobs‹ ergän-
zen und teilweise ersetzen. Es ist auf drei
Jahre befristet und wird aus Mitteln des
Bundes und der EU finanziert. Eine Beson-

bende Exinsassin 1999 den Schloßhof be-
sucht hatte, erfuhr, dass laut Denkmal-
schutzgutachten heute zu wenig an das La-
ger erinnere, fragte sie: »Was erwarten die
denn: Blutspritzer an der Wand?« 

Schauplatz alternativen Lebens

Neue Szene. Nun Mitte der 1980er Jahre.
Seit der Nachkriegszeit war das Haus wieder
bewohnt, Firmen haben Lagerräume in der
dreihundert Jahre alten Hausdeele gepach-
tet. Der Schloßhof ist mittlerweile ziemlich
heruntergekommen. Eine grüne Insel umge-
ben von neuer Wohnbebauung. Das Anwe-
sen erlebt eine weitere Episode seiner langen
Geschichte: diesmal als Schauplatz alternati-
ver Wohn- und Lebenskultur. Eine Hausge-
meinschaft ist eingezogen, mit Werkstätten
in den Schuppen für Instrumentenbauer und
Stahlskulpturenmacher. Von legendären
Hoffesten mit Lagerfeuer wird berichtet,
aber auch vom überraschten Gewahrwerden
der Hausvergangenheit als jüdisches Lager.
Eindrücklich steht die Erinnerung einer Be-
wohnerin an wundervolle Jahre: »Für uns
war der ›Schloßhof‹ wie geweihte Erde«.

1996 wird der Schloßhof verkauft. Der
neue Besitzer wirft die Bewohner raus und
baut um. Die Geschichte als Restauration
mit Eventcharakter wiederholt sich. Der

Schloßhof wurde wieder Gaststätte mit
großem Biergarten. Im Gegensatz zur Kai-
serzeit gab es zwar kein Wasserkarussell
mehr, dafür ein Bundesligastadion nahebei.
Seit zwei Jahren steht er nun leer, droht zu
verfallen und abgerissen zu werden. Dage-
gen wehrt sich ein Aktionsbündnis, das von
der Deutsch-Israelischen Gesellschaft bis
zum Historischen Verein reicht. Der Inves-
tor Celona Gastro GmbH überplante das
Areal zunächst mit einem so genannten Fin-
ca-Konzept aus der Retorte. Nach Protes-
ten hat er über die Presse kundgetan, Teile
des Hauses von 1686 erhalten zu wollen. 

Das Bündnis will den Schloßhof langfris-
tig über den Denkmalsschutz sichern. Aber:
Das Münsteraner Amt für Denkmalpflege
hat ein fragwürdiges Gutachten erstellt. Das
räumt dem Schloßhof als immerhin einem
der zehn ältesten Häuser der Stadt und die-
sem historischen Erinnerungsort keine
Schutzwürdigkeit ein. Den städtischen Be-
hörden scheint diese Steilvorlage recht zu
sein, hat man so doch weitergehende Hand-
lungsfreiheit. Die müssen die Entscheidungs-
träger in Bielefeld jetzt verantwortlich nut-
zen. Welchen Aspekt man bei der geschicht-
lichen Betrachtung des Schloßhofs auch in
den Fokus rückt: Mit nur wenig stadtplane-
rischer Sensibilität ist die lebendige Erhaltung
dieses Hauses und Ortes allemal ein Muss.   
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schriftlich oder online ausfüllen. Man muss
niemanden in seine Wohnung lassen«, sagt
Birgit Kempf vom zuständigen ›Landesbe-
trieb Information und Technik NRW‹. Vor-
rangiges Ziel der Volksinventur sei die Er-
mittlung der Bevölkerungszahl. Aufgrund
einer EU-Verordnung von Rumänien bis
Irland. Es würden jedoch auch Daten für
die zukünftige Infrastrukturplanung erho-
ben. »Daran können wir ablesen, ob eine
Region mehr Kindergärten braucht oder
eher Altersheime braucht.«

Für diese repräsentativen Planungsdaten
wird die Erhebung mit bereits bestehenden
Registern abgeglichen. Die Einwohnermel-
deämter etwa liefern Auskünfte zu Ge-

schlecht, Familienstand und Adressdaten.
Informationen zur Erwerbstätigkeit werden
mit der Bundesagentur für Arbeit abgegli-
chen. Alle Datensätze werden zentral für
vier Jahre in München ausgewertet.

Besonders die Zusammenführung per-
sönlicher Daten beunruhigt Michael Ebe-
ling vom ›AK Zensus‹ an der 754 Millionen
Euro teuren Erhebung: »Die Zuordnung ist
über eine jedem Einwohner und jeder
Wohnadresse zugeordnete Nummer mög-
lich. Die Erhebung ist streng genommen
nicht anonym, solange diese Daten existie-
ren.«

»Nicht wünschenswert«

Der Bürgerrechts- und Datenschutzverein
FoeBud hält die geplante Erhebung insge-
samt für überflüssig. »Eine weitere zentra-
le Datensammlung ist weder nötig noch
wünschenswert. Vor allem, weil die meis-
ten im Zensus abgefragten Informationen
bereits vorliegen. Sie müssten nur intelli-
gent ausgewertet werden«, findet die Akti-
vistin Rena Tangens.

Verweigern darf sich der Bürger nicht,
es besteht Auskunftspflicht. Wer nicht mit-
macht, dem droht ein Zwangsgeld. Rechts-
anwalt Michael Pattberg sieht das nicht so
dramatisch: »Ein vergleichbares Urteil zum
Mikrozensus lag bei 150 Euro, außerdem
muss der Zensus in einem überschaubaren
Zeitraum abgeschlossen werden. Vom Sig-
nal einer solchen Drohung mal ganz abge-
sehen.«
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Um 1942: In der Mitte Lotte Windmüller. Die Verlobte von Paul Hoffmann wird
wenig später in Auschwitz ermordet. Das Klavier und die selbstgebaute Tischten-
nisplatte gehören zu den lebhaften Erinnerungen Hoffmanns an seine Zeit im Ar-
beitslager Schloßhof. 

derheit in Bielefeld: ›Arbeitplus‹ hat Bür-
gerarbeit insbesondere für »psychosozial be-
lastete Menschen« vorgesehen.

Bei den Ratsparteien stößt das neue Ar-
beitsmarktinstrument auf Zustimmung.
Lediglich ›Bürgernähe‹ und ›Die Linke‹ leh-
nen Bürgerarbeitsplätze ab.  »Die Festle-
gung auf die Zielgruppe der ›psychosozial
belasteten Menschen‹ kann stigmatisieren
und verhindert dann eine Integration in den
ersten Arbeitsmarkt«, erklärt Dirk Schmitz,
Ratsmitglied ›Die Linke‹. 

Ulrike Gieselmann von der Sozialbera-
tung ›Widerspruch e. V.‹ kritisiert den
Grundgedanken der Bürgerarbeit: »Nach
dem Prinzip ›keine staatlichen Leistungen
ohne Gegenleistung‹ drohen wie bei den
›Ein-Euro-Jobs‹ Sanktionen. Solche Maß-
nahmen sind nicht freiwillig.« Aus gewerk-
schaftlicher Sicht wird vor untertariflicher
Bezahlung gewarnt. Arbeitgeber müssten
auch Bürgerarbeit tariflich bezahlen, heißt
es bei ›ver.di‹.

25 Jahre Tschernobyl

IN KÜRZE

Mit Filmen, einer Lesung sowie Diskussi-
onsveranstaltungen ruft das Aktionsbünd-
nis ›Bielefeld steigt aus‹ im April den Jah-
restag der Atomkatastrophe von Tscher-
nobyl in Erinnerung. Außerdem ist eine
Ausstellung der Fotografin Hermine
Oberück zum Thema in der Bürgerwache
geplant. Die Veranstaltungsreihe soll auch
verstärkt auf das Bürgerbegehren zum
Ausstieg der Stadt Bielefeld aus dem
AKW Grohnde aufmerksam machen. Die
Stadtwerke halten einen Anteil von 17
Prozent am Atomkraftwerk. Das vor rund
einem halben Jahr gestartete Bürgerbe-
gehren hat laut Martin Schmelz vom Ak-
tionsbündnis bereits zwei Drittel der not-
wendigen Unterschriften zusammen.

Braune Spuren zum
Bismarck-Kommers

Big Brother am 1. April

Ein Bündnis aus Studierenden- und Anti-
fa-Initiativen will am 1. April wie im ver-
gangenen Jahr gegen den Bismarck-Kom-
mers der Bielefelder Studentenverbin-
dungen in der Stadthalle protestieren. In
der Kritik stehen vor allem elitäres Den-
ken und das diskriminierende Frauenbild
der Verbindungen. Immerhin soll in die-
sem Jahr die Burschenschaft Normannia
Nibelungen nicht eingeladen sein. Zur
dieser studentischen Verbindung gehö-
ren Mitglieder der Neonazi-Szene. In dem
Burschenschaftshaus haben zahlreiche
extrem rechte Veranstaltungen stattgefun-
den haben. Am 1. April ruft das Bündnis
zu einer Demonstration vor der Stadthal-
le auf.

Am 1. April verleiht der FoeBuD e. V. in
Bielefeld zum 11. Mal die ›Oscars für Da-
tenkraken‹. Die unterhaltsame Preisver-
leihung beginnt um 18 Uhr in der Heche-
lei.

Schloßhof mit Geschichte
Eine Hausgeschichte mit Höhen und Tiefen, erzählt von Roland Siekmann

Reisten wir durch die Zeit ein paar hundert
Jahre zurück und spazierten durch unser
Viertel, sähen wir den Bielefelder Westen als
Landschaft: Gärten und Weiden, Hecken
und ein paar Feldwege, einige Bäche in den
Senken. Es gab kaum Gehöfte innerhalb der
›Feldmark‹, jenem Bereich zwischen den
Stadtmauern und der sie im weiteren Um-
kreis umschließenden ›Bielefelder Stadtland-
wehr‹. Die zog sich als Erdwall entlang an
Bächen und dichtem Heckenwuchs ungefähr
dort, wo heute hinter der Alm der Wicken-
kamp verläuft. In diese Randgegend hinaus
führte zwischen den alten Wegen nach Wer -
ther und Jöllenbeck nur der kleine ›Brodhä-
ger Weg‹ durch die Feldmark.

Unmittelbar hinter der Landwehr, schon
auf dem Gebiet der Bauerschaft Gellersha-
gen, lag eingebettet im Mündungswinkel
zweier Bäche das ›Gut Brodhagen‹. Erst viel
später wurde es ›Schloßhof‹ genannt. Aus ei-
nem Bauernhof mit Mühle hatte sich im Ver-
lauf des späten Mittelalters ein stattlicher
Gutshof mit Wassergraben entwickelt. Res-
te dieser ›Gräfte‹ erkennt man bis heute im
Teich, der das Anwesen halbseitig umgibt.
Ende des 17. Jahrhunderts kauft die einfluss-
reiche Bielefelder Beamtenfamilie Meinders
den Hof und baut 1686 das bruchsteinerne,
bis heute weitgehend erhaltene Hauptgebäu-
de. Von den Meinders ging es in den Besitz
anderer bedeutender Adels- und Bürgerfa-
milien über – es gehörte den von Kessels, den
Timming-Grimmels und von Schleichers.

Sommerfrische am Mühlenteich 

Schnitt. Gut 200 Jahre später, Kaiserreich:
Jetzt heißt der alte Gutshof ›Restauration
Schloßhof‹ und ist zur Sommerfrische am
Mühlenteich geworden, ist Ort bürgerli-
cher Ausflugskultur mit Bier und Spiel und
Tanz. Die Bielefelder Bürger amüsieren sich
in fußläufiger Entfernung, aber noch immer
weit ›draußen vor der Stadt‹. In diesen Jah-
ren wächst Bielefeld gerade erst aus seinem
Korsett der Altstadt heraus, Siegfriedplatz
und Gutenbergschule entstehen. Fast 50
Jahre währt dieser Rummel auf dem
Schloßhof, bis in die Weimarer Zeit – zeit-
weise sogar mit Wasserkarussell auf dem

Weiher und Deutschlands zweitgrößter
elektrischer Orgel im Saal.

Vorm Lager Straßenseite wechseln

Radikaler Schnitt. Kaum zwei Jahrzehnte
später, 1940. Die Stätte lebensfroher Ge-
nüsse hat sich ins Gegenteil verkehrt: Eine
zynisch ›Umschulungslager‹, später   ›Ar-
beitseinsatzstelle‹ genannte Sammelstätte
für jüdische Männer und Frauen ist der
›Schloßhof‹ jetzt. Die Gefangenen müssen
in der Woche hart arbeiten. Der Tanzsaal ist
Männerschlafsaal, die Frauen sind oben im
ersten Stock untergebracht. Die karge Frei-
zeit verbringen sie im Frühstücksraum zur
Terrasse raus. Insgesamt rund 250 meist
Zwanzig- bis Dreißigjährige leben hier bis
im März 1943 der letzte Zug Bielefeld in
Richtung Auschwitz verlässt und niemand
Jüdisches zurückbleibt. Selbstredend, lange
will kaum ein Bielefelder etwas davon ge-
wusst haben. Alte Leute mögen sich viel-
leicht noch erinnern, wie sie als Kind beim
Familienspaziergang am Schloßhof die
Straßenseite wechseln mussten. 

Kürzlich hat Daniel Hoffmann, Germa-
nistikprofessor in Düsseldorf, in der Ra-
vensberger Spinnerei aus seinem Buch ge-
lesen über die Erinnerungen seines Vaters
Paul, der drei Jahre im Schloßhof verbrach-
te, Auschwitz und Buchenwald überlebte
und dann nach Bielefeld zurückkehrte. Mit
einer Heiterkeit, die wohl zu Recht nur
Überlebenden der Shoa und ihren Nach-
kommen gestattet ist, berichtete Daniel
Hofmann von der ersten Liebe zwischen
Paul und Lotte, von Sonntagnachmittagen
an Klavier und Tischtennisplatte im Früh-
stücksraum. Die Eingesperrten hatten lan-
ge gehofft, ausreisen und aus Deutschland
flüchten zu können. 

Das alles dem Holocaust ganz nah, das al-
les im Schloßhof, den natürlich jeder Biele-
felder kannte. Am Stadtrand, doch mitten
in der Gesellschaft. Der Ort, das Gebäude
und die Räume sind bis heute erhalten. Kei-
ne Mahnmalarchitektur, die etwas baulich
Ausgelöschtes nur andeuten kann, ist hier
notwendig: alles steht noch. Als die Toch-
ter von Margot Althausen, die als überle-

›Arbeitplus‹ hat Bürgerarbeit insbesondere
für »psychosozial belastete Menschen« vor-
gesehen.
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